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Herausforderungen für die  
Gesundheitspolitik

Gemäss dem mittleren Demografieszena-
rio des Bundesamtes für Statistik (A-00-
2005) wird sich die Zahl der Über-80-Jähri-
gen bis 2050 gegenüber 1991 praktisch 
vervierfachen und diejenige der 65- bis 80-
Jährigen fast verdoppeln. Dies dürfte einen 
erheblichen Druck auf die Gesundheitsaus-
gaben ausüben. Dazu gesellt sich eine über-
aus dynamische Entwicklung der Gesund-
heitsausgaben in der Vergangenheit. So ist 
der Anteil der Gesundheitsausgaben am 
Bruttoinlandprodukt (BIP) im Zeitraum von 
1970 bis 2005 von 5,4% auf 11,4% angestie-

gen. Dies zeigt auf, dass im Gesundheitswe-
sen auch anderen Kostentreibern – wie dem 
medizinisch-technischen Fortschritt – eine 
erhebliche Bedeutung zukommt. 

Angesichts dieser Herausforderungen hat 
der Bundesrat das Bundesamt für Gesund-
heit (BAG) und die EFV beauftragt, Entwick-
lungsszenarien für das Gesundheitswesen zu 
erstellen (siehe Kasten 1).1 Die Ausgabenent-
wicklung ist für den Zeitraum von 2005 bis 
zum Jahr 2050 projiziert worden. Dieser 
Zeithorizont wurde gewählt, um die Folgen 
der demografischen Alterung – insbesondere 
durch die «Baby-Boom»-Generation – zu er-
fassen. Den Projektionen der Gesundheits-
ausgaben liegt die zentrale Annahme zu-
grunde, dass sich die geltenden gesetzlichen 
Rahmenbedingungen nicht ändern werden 
(No-Policy-Change-Annahme).2 Damit soll 
der Handlungsbedarf für die Politik aufge-
zeigt werden. 

Demografische Alterung und Gesundheitswesen – 
Mehrbelastungen primär in der Langzeitpflege
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Der demografische Wandel ver-

bunden mit der überaus dyna-

mischen Ausgabenentwicklung im 

Gesundheitswesen stellen grosse 

Herausforderungen für die Ge-

sundheitspolitik dar. Die vom 

Ökonomenteam der Eidgenössi-

schen Finanzverwaltung (EFV) für 

die Entwicklungsszenarien der 

Legislaturfinanzplanung 2009–

2011 erstellten Ausgabenprojek-

tionen für das Gesundheitswesen 

verdeutlichen, dass die Alterung 

der Gesellschaft zu spürbaren 

finanziellen Mehrbelastungen 

primär in der Langzeitpflege füh-

ren dürfte. Im Bereich Gesundheit 

ohne Langzeitpflege überwiegt 

der Druck nicht-demografischer 

Kostentreiber, was einen grösse-

ren Handlungsspielraum für die 

Politik eröffnet.

Kasten 1

Entwicklungsszenarien 

Entwicklungsszenarien sind erstmals im 
Januar 2008 im Rahmen der Legislaturfinanz-
planung 2009 bis 2011 vom Bundesrat für  
das Gesundheitswesen veröffentlicht worden. 
Die Entwicklungsszenarien basieren auf dem 
im April 2006 in Kraft getretenen Artikel 8 
der  Finanzhaushaltsverordnung. Danach soll 
der Bundesrat periodisch, aber mindestens 
alle vier Jahre, für ein Aufgabengebiet des 
Staates Entwicklungen mit ihren finanziellen 
Folgen und mögliche Steuerungs- und Korrek-
turmassnahmen aufzeigen, die über den Hori-
zont der Finanzplanung hinausgehen. 

Internet: www.efv.admin.ch, Rubriken 
«Themen», «Bundesfinanzen», «Finanzplan».

Angesichts der demografischen Entwicklung hat der Bundesrat Entwicklungsszenarien für das Gesundheitswesen bis 
zum Jahr 2050 in Auftrag gegeben. Wie international üblich, wurden das Gesundheitswesen ohne Langzeitpflege und  
die Langzeitpflege der Über-65-Jährigen getrennt projiziert, weil teilweise unterschiedliche Kostentreiber in diesen 
beiden Bereichen wirken. Bild: Keystone 

1 Vgl. BR (2008).
2 Für eine ausführliche Darstellung der Projektionen vgl. Colombier 

und Weber (2008a). Die am 13. Juni 2008 vom Parlament beschlos-
sene Neuordnung der Pflegefinanzierung konnte in den vorliegen-
den Projektionen nicht berücksichtigt werden. Für die Neuordnung 
vgl. www.admin.ch, Rubriken «Dokumentation», «Gesetzgebung», 
«Bundesblatt».
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Projektionen der Gesundheitsausgaben

Die Ausgabenprojektionen wurden für das 
gesamte Gesundheitswesen und für die öf-
fentliche Hand, welche ein gutes Drittel der 
Ausgabenbelastung trägt, durchgeführt. Wie 
international üblich, wurden die Ausgaben 
für die Gesundheit ohne Langzeitpflege und 
die Langzeitpflege der Über-65-Jährigen ge-
trennt projiziert, weil teilweise unterschiedli-
che Kostentreiber in diesen beiden Bereichen 
wirken.3 Neben einem Referenzszenario, wel-
ches mit dem Referenzszenario der diesbe-
züglichen Arbeiten der Europäischen Kom-
mission übereinstimmt, werden mehrere 
Alternativszenarien vorgestellt, um die Sensi-
tivität der Gesundheitsausgaben auf die ein-
zelnen Kostentreiber zu verdeutlichen und 
eine Idee über das Ausmass der Unsicherheit 
der Projektionen zu gewinnen. Gleichzeitig 
fliesst das Referenzszenario in den Bericht 
über die Langfristperspektiven der öffentli-
chen Finanzen in der Schweiz ein.4 Dabei 
wurden die makroökonomischen Annahmen 
aus den Langfristperspektiven übernommen. 
Für die Ermittlung der demografischen Wir-
kungen wurde das mittlere Basisszenario des 
BFS (A-00-2005) herangezogen. 

Ein grosses Augenmerk wurde auf den 
Zusammenhang zwischen der Morbidität – 
als Indikator für den Gesundheitszustand der 
Bevölkerung – und der Veränderung der 
Lebenserwartung gelegt. Aufgrund der beste-
henden Unsicherheit über diesen Zusammen-
hang sind in beiden Gesundheitsbereichen 
drei Szenarien mit unterschiedlichen Annah-
men bezüglich der Entwicklung des Gesund-
heitszustands aufgestellt worden. So wird im 
Referenzszenario angenommen, dass die Be-
völkerung nach 2005 eine Zeitspanne, welche 
der Hälfte der gestiegenen Lebenserwartung 
entspricht, in einem besseren Gesundheits-
zustand als die Bevölkerung im Basisjahr 
2005 erleben wird. Im Pure-Ageing-Szenario 
ändert sich der Gesundheitszustand der Be-
völkerung gegenüber dem Basisjahr nicht, 
während im Healthy-Ageing-Szenario die 
Zeitspanne bei besserer Gesundheit der ge-
samten gestiegenen Lebenserwartung ent-
spricht. 

In allen Szenarien der Langzeitpflege wird 
davon ausgegangen, dass in diesem Bereich 
kein Produktivitätsfortschritt herrscht und 
damit der Baumol-Effekt, ein spezieller Preis-
effekt, vollständig wirksam ist (siehe Kasten 
2). Im Bereich Gesundheit ohne die Langzeit-
pflege wird nur in einem gesonderten Szena-
rio – dem Baumol-Szenario – unterstellt, dass 
der Produktivitätsfortschritt ein Viertel ge-
ringer als in der Gesamtwirtschaft ist. Für die 
anderen Szenarien wird – wie in den Studien 
der OECD5 und der EU-Kommission6 – kein 

Baumol-Effekt für die Gesundheit ohne die 
Langzeitpflege angenommen.

Im Bereich der Gesundheit ohne Langzeit-
pflege wird – mit Ausnahme des Baumol-Sze-
narios – unterstellt, dass die Ausgaben über-
proportional zum gesamtwirtschaftlichen 
Einkommen – d.h. dem BIP – steigen. Zudem 
gehen einige Gesundheitsökonomen davon 
aus, dass die Nähe zum Tod einen wichtige-
ren Einfluss auf die Ausgaben im Bereich der 
Gesundheit ohne die Langzeitpflege als die 
Alterung hat.7 Dies wird im Death-Related-
Costs-Szenario berücksichtigt, das zwischen 
den Ausgaben für die Menschen eines Jahr-
gangs, welche innerhalb eines Jahres sterben, 
und für diejenigen, welche das Jahr über-
leben, unterscheidet. Schliesslich werden die 
Auswirkungen der zu beobachtenden Ver-
lagerung der Altenpflege aus der Familie in 
die Spitex und die Pflegeheime im Szenario 
«Trend zu formeller Pflege» illustriert.

Gesamte Gesundheitsausgaben  
ohne Langzeitpflege

Die Gesundheitsausgaben ohne Langzeit-
pflege bestehen zu drei Vierteln aus Ausgaben 
für Spitäler, ambulante Behandlung und Arz-
neimittel; sie betrugen im Jahr 2005 9,1% des 
BIP. Die Projektionen zeigen, dass bei Berück-
sichtigung des Baumol-Effekts die Ausgaben-
zunahme mit 2,8 Prozentpunkten des BIP bis 
zum Jahr 2050 am stärksten ausfällt (siehe Ta-
belle 1). Demgegenüber steigen die Ausgaben 
im Referenzszenario nur um 1,9 Prozent-
punkte. Einen ähnlich grossen Einfluss wie 
der Baumol-Effekt hat eine Veränderung des 
Gesundheitszustands der Bevölkerung auf die 
Ausgabenentwicklung. Im Pure-Ageing-Sze-
nario nehmen die Ausgaben um 2,3 Pro-
zentpunkte zu, während im Healthy-Ageing-
Szenario der Ausgabenanstieg mit 1,4 
Prozentpunkten deutlich geringer ausfällt. 
Die Zunahme um 1,4 Prozentpunkte ist dann 
zu rund zwei Dritteln auf den Einkommens-
effekt und zu einem Drittel auf die Alterung 
der Bevölkerung zurückzuführen. Im Death-
Related-Cost-Szenario steigen die Ausgaben 
um 1,8 Prozentpunkte, also um 0,1 Prozent-
punkte weniger als im Referenzszenario. Ent-
gegen der Annahme einiger Gesundheitsöko-
nomen fallen somit die Todesfallkosten nicht 
ins Gewicht. Dies ist damit zu erklären, dass 
sich die Ausgaben für Todesfälle und Überle-
bende in Jahrgängen mit hohen Todesfallzah-
len – also in hohem Alter – nur wenig von 
einander unterscheiden.8

Anteil der öffentlichen Hand

Die staatlichen Gesundheitsausgaben oh-
ne Langzeitpflege setzen sich hauptsächlich 
aus kantonalen und kommunalen Subven-

Kasten 2

Baumol- und Einkommenseffekt

Baumol-Effekt
Dieser angebotsseitige Effekt besagt, dass 

die Preise in einigen arbeitsintensiven Bran-
chen – wie dem Gesundheitswesen – stärker 
als in anderen Branchen steigen (Baumol, 
1967). Dies lässt sich wie folgt erklären: Eine 
relativ unelastische Nachfrage nach Gesund-
heitsdienstleistungen ermöglicht eine über 
den annahmegemäss tiefen Produktivitäts-
fortschritt im Gesundheitswesen hinausge-
hende Lohnsteigerung. Gewöhnlich wird da-
von ausgegangen, dass die Reallöhne im 
Gesundheitswesen mit dem höher liegenden 
Produktivitätsfortschritt der Gesamtwirt-
schaft wachsen. Die Preissteigerung im 
Gesundheitswesen übersteigt dann die all-
gemeine Inflationsrate um die Differenz 
zwischen dem gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktivitätsfortschritt und dem Produktivi-
tätsfortschritt im Gesundheitswesen. Ein voll-
ständiger Baumol-Effekt liegt vor, wenn es 
keinen Produktivitätsfortschritt im Gesund-
heitswesen gibt.

Einkommenseffekt
Empirisch lässt sich ein positiver über-

proportionaler Zusammenhang zwischen der 
gesamtwirtschaftlichen Einkommensentwick-
lung und den Gesundheitsausgaben beobach-
ten. Allerdings ist es anhand der Daten 
schwierig, zwischen der vom Einkommen ab-
hängigen Nachfrage und Angebotseffekten, 
welche sich im Einkommen niederschlagen, 
zu unterscheiden. Daher wird davon ausge-
gangen, dass durch den Einkommenseffekt 
eine Vielzahl von angebots- und nachfrage-
seitigen Kostentreibern erfasst werden kann. 
Dazu gehören etwa der medizinisch-techni-
sche Fortschritt, die zunehmenden Ansprüche 
der Bevölkerung an das Gesundheitswesen 
oder die durch Anbieter im Gesundheitswesen 
aufgrund von Informationsasymmetrien – 
etwa zwischen Arzt und Patient – zusätzlich 
generierte Nachfrage nach Gesundheits-
dienstleistungen.
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tionen an die Spitäler (2005: 79%) und der 
von Bund und Kantonen an private Haus-
halte gezahlten individuellen Prämienverbil-
ligung (IPV; 2005: 16%) zusammen. Für den 
Staat spielt die Entwicklung des Gesund-
heitszustands der Bevölkerung eine grössere 
Rolle als für die gesamten Gesundheitsausga-
ben ohne Langzeitpflege. Dies ist damit zu 
erklären, dass die Ausgaben der IPV von der 
Entwicklung der Ausgaben für die obligato-
rischen Krankenpflegeversicherung (OKP) 
abhängig sind. Die OKP entrichtet Beiträge 
an die Langzeitpflege, deren Ausgaben sich 
dynamischer entwickeln. So nehmen die 
Ausgaben von Bund, Kantonen und Gemein-
den bis 2050 mit 1,8 Prozentpunkten des BIP 
am stärksten im Baumol-Szenario und im 
Pure-Ageing-Szenario zu. Sowohl im Refe-
renzszenario als auch im Death-Related-
Cost-Szenario steigen die Ausgaben bis 2050 
auf 5,7% des BIP an. Im Healthy-Ageing-
szenario legen die Ausgaben um 1,1 Pro-
zentpunkte zu. Die IPV-Ausgaben steigen 
aufgrund der Pflegebeiträge der OKP mit  
0,5 Prozentpunkten am stärksten im Pure-
Ageing-Szenario. Die Ergebnisse für die Spi-
talbeiträge sind ein Spiegelbild der gesamten 
Gesundheitsausgaben. 

Von der Ausgabenentwicklung in der Ge-
sundheit ohne Langzeitpflege sind am stärks-
ten die kantonalen Haushalte betroffen, da 
sie rund zwei Drittel der öffentlichen Spital-
ausgaben tragen und mit der Einführung des 
neuen Finanzausgleichs zwischen Bund und 
Kantonen zu Beginn des Jahres 2008 einen 
grösseren Anteil an der IPV übernehmen. 
Die Belastung der kantonalen Haushalte 
steigt im Referenzszenario mit 1,1 Prozent-
punkten des BIP von 2,8% im Basisjahr auf 
3,9% im Jahr 2050. Hingegen bleibt die Be-
lastung des Bundes bei 0,5% des BIP prak-
tisch konstant. Die Ausgabenlast der Ge-
meinden nimmt von 1,0% auf 1,3% zu.

Gesamtausgaben für die Langzeitpflege

Die Ausgaben für die Langzeitpflege, wel-
che sich aus den Ausgaben für die Pflegehei-
me und die spitalexterne Pflege (Spitex) zu-
sammensetzen, betrugen im Jahr 2005 1,5% 
des BIP. Die Ausgabenentwicklung ist auf-
grund des stärkeren Einflusses der Alterung 
und des Gesundheitszustands der Bevölke-
rung dynamischer als die der Gesundheits-
ausgaben ohne die Langzeitpflege, so dass 
spürbare Zusatzlasten auf die Gesellschaft 
zukommen dürften. Dementsprechend deut-
lich steigen die Ausgaben im Referenzszena-
rio bis 2050 um 2,2 Prozentpunkte des BIP 
(siehe Tabelle 2). Ebenso ist der Gesundheits-
zustand der Bevölkerung bedeutsam. So neh-
men die Ausgaben im Healthy-Ageing-Sze-
nario um 1,7 Prozentpunkte zu, während im 
Pure-Ageing-Szenario der Zuwachs im glei-
chen Zeitraum mit 2,8 Prozentpunkten um 
immerhin 1,1 Prozentpunkte höher ausfällt. 
Die Zunahme von 1,7 Prozentpunkten im 
Healthy-Ageing-Szenario lässt sich ungefähr 
zu zwei Dritteln mit der Alterung und zu 
einem Drittel mit dem Baumol-Effekt erklä-
ren. Im Szenario «Trend zu formeller Pflege» 
nehmen die Ausgaben um 2,5 Prozentpunkte 
zu. Eine jüngere Studie des Gesundheitsob-

 Gesamt  Staat  Spitäler  IPV 

 2050 Anstieg 2050 Anstieg 2050 Anstieg 2050 Anstieg 
  (in Prozent-  (in Prozent-  (in Prozent-  (in Prozent- 
Szenario (in % ) punkten) (in % ) punkten) (in % ) punkten) (in % ) punkten)

Pure Ageing 11.4 2.3 6.2 1.8 4.8 1.4 1.2 0.5

Referenz 11.0 1.9 5.7 1.4 4.5 1.1 1.0 0.3

Healthy Ageing 10.5 1.4 5.4 1.1 4.3 0.8 0.9 0.2

Baumol 11.8 2.8 6.2 1.8 5.0 1.5 1.0 0.3

Death-Related Costs 10.9 1.8 5.7 1.3 4.5 1.1 1.0 0.3

Ausgaben 2005  9.1  4.4  3.4  0.7 

Tabelle 1

Ausgabenentwicklung im Gesundheitswesen ohne Langzeitpflege
(in % und Prozentpunkten des BIP)

 Quelle: EFV / Die Volkswirtschaft

 Gesamt  Staat (inkl. Sozialwerke)

 2050 Anstieg 2050 Anstieg 
  (in Prozent-  (in Prozent- 
Szenario (in % ) punkten) (in % ) punkten)

Pure Ageing 4.3 2.8 1.5 1.0

Referenz 3.7 2.2 1.3 0.8

Healthy Ageing 3.2 1.7 1.1 0.6

Trend zu formeller Pflege 4.0 2.5 1.4 0.9

Ausgaben 2005  1.5  0.5 

Tabelle 2

Ausgabenentwicklung in der Langzeitpflege der Über-65-Jährigen
(in % und Prozentpunkten des BIP)

 Quelle: EFV / Die Volkswirtschaft

3 Vgl. Europäische Kommission (2006) und Martins 
(2006).

4  Die Langfristperspektiven zeigen die demografischen 
Wirkungen auf den Gesamtstaat auf (s. Weber, 2008; 
Weber et al., 2008).

5 Vgl. Martins (2006).
6  Vgl. Europäische Kommission (2006).
7 Vgl. Zweifel et al. (1999).
8  Für weitergehende Ausführungen vgl. Colombier und 

Weber (2008b).



Dossier

66 Die Volkswirtschaft Das Magazin für Wirtschaftspolitik 10-2008

servatoriums, die den Ausgabenanstieg für 
die Langzeitpflege bis 2030 schätzt, kommt 
zu vergleichbaren Ergebnissen.9

Anteil der öffentlichen Hand

Die öffentliche Hand trägt ein gutes Drit-
tel der Ausgaben für die Langzeitpflege. Da-
bei setzten sich die Ausgaben der öffentlichen 
Hand im Jahr 2005 wie folgt zusammen: 44% 
der von Kantonen und Gemeinden finan-
zierten Beiträge an die Pflegeheime (23%) 
und an die Spitex (21%), 43% der von den 
Kantonen getragenen Ergänzungsleistungen 
der AHV (inkl. Sozialhilfe) und 13% Hilflo-
senentschädigung der AHV. Der Finanzie-
rungsbedarf der öffentlichen Hand an der 
Langzeitpflege betrug im Jahr 2005 0,5% des 
BIP. Aufgrund der No-Policy-Change-An-
nahme ist die Dynamik bei den öffentlichen 
Ausgaben dieselbe wie bei den Gesamtausga-
ben der Langzeitpflege. Die öffentlichen Aus-
gaben steigen im Referenzszenario bis 2050 
mit 0,8 Prozentpunkten des BIP deutlich an. 
Im Pure-Ageing-Szenario verdreifachen sich 
die Ausgaben auf 1,5%, während sie im 
Healthy-Ageing-Szenario auf 1,1% zuneh-
men. Im Szenario «Trend zu formeller Pfle-
ge» erreichen die Ausgaben im Jahr 2050 
1,4% des BIP. 

Internationaler Vergleich

Der internationale Vergleich mit den Pro-
jektionen der EU-Kommission zeigt, dass die 
öffentliche Hand in der Schweiz im Gesund-
heitswesen ähnlich durch den demografi-
schen Wandel betroffen sein wird wie die eu-
ropäischen Nachbarn. So liegt die projizierte 
Zunahme der Staatsausgaben für die Ge-
sundheit ohne Langzeitpflege von 1,4 Pro-
zentpunkten des BIP (im Referenzszenario) 
etwas unterhalb des Durchschnitts der Län-
der der Eurozone, für die eine Zunahme von 
1,7 Prozentpunkten (EU-Basisszenario) pro-
jiziert wird. Dahingegen ist der Ausgabenzu-
wachs bei der Langzeitpflege mit 0,8 Prozent-
punkten etwas oberhalb des Durchschnitts 
der Eurozone, für welche ein Plus von 0,6 
Prozentpunkten geschätzt wird. 

Fazit

Die vorliegenden Projektionen zeigen, 
dass die demografische Alterung den erwar-
tet hohen Einfluss auf die Entwicklung der 
Gesundheitsausgaben hat. Allerdings ist die 
Bedeutung in den beiden untersuchten 
Bereichen des Gesundheitswesens unter-
schiedlich. So ist sie insbesondere bei der 
Langzeitpflege für die Über-65-Jährigen von 
erheblichem Gewicht. Als Prämien- und Di-
rektzahler sind die privaten Haushalte davon 

stark betroffen, weil sie heute ungefähr zwei 
Drittel der Ausgaben für die Langzeitpflege 
finanzieren. Inwieweit sich die genannten 
Belastungen durch die jüngst beschlossene 
Neuordnung der Pflegefinanzierung subs-
tanziell abfedern lassen, bleibt abzuwarten. 
Vor dem Hintergrund der sich abzeichnen-
den Zusatzbelastung der privaten Haushalte, 
der damit verbundenen intergenerationalen 
Lastenverschiebung und einer grösseren 
Transparenz in der Pflegefinanzierung er-
scheint ein früherer Vorschlag der Konjunk-
turforschungsstelle der ETH Zürich, welcher 
die Aufspaltung der OKP in eine Grundver-
sicherung für den Krankheitsfall und eine 
obligatorische Pflegeversicherung vorsieht, 
weiterhin prüfenswert.10 

Der bedeutendste Kostentreiber im Ge-
sundheitswesen ohne Langzeitpflege ist der 
Einkommenseffekt. Nach neueren Erkennt-
nissen der Gesundheitsökonomik sind insbe-
sondere angebotsseitige Kostentreiber von 
Relevanz.11 Folglich dürfte sich durch Effizi-
enzverbesserungen auf der Leistungsseite – 
wie die Einführung von Managed-Care-Mo-
dellen – eine erhebliche Dämpfung der 
projizierten Ausgabenentwicklung erreichen 
lassen. 

Angesichts der Ausgabenrelevanz der 
Morbidität können ebenfalls Massnahmen 
zur Prävention und Gesundheitsförderung 
kostendämpfend wirken. Wegen der demo-
grafischen Entwicklung wird der Bedarf an 
Gesundheits- und Pflegepersonal deutlich 
ansteigen. Aufgrund der vergleichsweise lan-
gen Ausbildungszeiten ist eine langfristige 
Planung der Personalressourcen im Gesund-
heitswesen empfehlenswert, um Knapphei-
ten an Arbeitskräften möglichst gering zu 
halten und damit den Kostendruck, der von 
den Löhnen und dem damit verbundenen 
Baumol-Effekt ausgeht, abzuschwächen. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die 
Ausgabenentwicklung im Gesundheitswesen 
zwar wesentlich, aber nicht zum überwiegen-
den Teil durch die Alterung der Bevölkerung 
getrieben wird. Dies bedeutet, dass durch ge-
eignete politische Massnahmen ein nicht un-
bedeutender Anteil des projizierten Ausga-
benanstiegs vermieden werden kann.  

Kasten 3
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